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I. Grundsätzliches 

Ziel der deutschen und europäischen Klimapolitik ist die wesentliche Reduktion der CO2-Emissionen über alle 
Sektoren. Der Gebäudebereich ist für mehr als 30 Prozent aller Emissionen verantwortlich, die sowohl bei den 
Baustoffen als auch bei der energetischen Versorgung entstehen. Die Nutzungspflichten für erneuerbare Energien 
beim Neubau in Verbindung mit dem Verbot neuer Ölheizungen ab 2026 im Rahmen des 
Gebäudeenergiegesetzes sind politische Maßnahmen, um die Wärmewende im Gebäudebereich voranzubringen. 
Gleichzeitig wurde die energetische Modernisierung des Gebäudebestands mithilfe eines Heizungswechsel hin 
zu erneuerbaren Brennstoffen durch die steuerliche Förderung sowie die Ausweitung der bisherigen 
Förderkonditionen in dem „Marktanreizprogramm“ und dem Nachfolgeprogramm „Bundesförderung effiziente 
Gebäude“ angereizt.  

Alle Maßnahmen zielen darauf ab, ältere Öfen mit höheren Schadstofffrachten durch neue effiziente Heizungen 
mit erneuerbaren Energien zu ersetzen, um sowohl die CO2-Emissionen der Brennstoffe als auch abgeleitete 
Emissionen zu reduzieren.  

Der vorliegende Verordnungsentwurf würde diese Ziele konterkarieren, sofern nicht definiert wird, dass ein 
Heizungstausch im Bestand keine wesentliche Änderung bzw. Neuerrichtung im Sinne des § 19 Abs. 2 darstellt 
und somit nicht von den neuen Anforderungen an die Ableitbedingungen umfasst wird.  

 

II. Anmerkungen im Einzelnen  

 

§ 19 Abs. 2 Ableitbedingungen bei Bestandsanlagen und deren Modernisierung 

Der § 19 Abs. 2 bezieht sich dem Wortlaut nach auf Feuerungsanlagen, die vor dem Inkrafttreten der Verordnung 
errichtet oder wesentlich geändert werden. Hier besteht jedoch eine Rechtsunsicherheit und das Erfordernis einer 
Konkretisierung, dass der politisch forcierte Anlagentausch im Bestand keine Neuanlage oder wesentliche 
Änderung im Sinne des neuen § 19 Abs. 2 darstellt.  

Die Konsequenz aus der vorgeschlagenen Regelung für bestehende Anlagen wäre, dass der Austausch 
einer alten Feuerungsanlage durch eine neue und effizientere Anlage die Anforderungen von § 19 (2) 
Referentenentwurf einhalten müsste und damit extrem verteuert würde.  

Die Erhöhung einer vorhandenen Abgasanlage würde in den baurechtlichen Verwendungsnachweis eingreifen 
(d.h. für jede einzelne Abgasanlage wäre eine baurechtliche Ausnahmegenehmigung (z.B. Zustimmung im 
Einzelfall) durch die zuständige Behörde, inkl. statischer Berechnung mit Nachweis und Verspannung mit 
entsprechenden Eingriffen in die Dachkonstruktion und Dachdurchdringungen erforderlich), was zu erheblichen 
Mehrkosten führen würde.  

Im Sinne eines optimierten Austauschs von Altanlagen, die einen höheren Anteil an der 
Gesamtemissionsfracht aufweisen, sollte der aktuelle § 19 Abs. 2 der 1. BImSchV dahingehend geändert 
werden, dass ein Geräteaustausch bei Feuerungsanlagen (durch moderne, effiziente und emissionsarme 
Feuerstätten) keine wesentliche Änderung darstellt, sondern sich die vorgeschlagenen Ableitbedingungen 
ausschließlich auf neu zu errichtende Neuanlagen beziehen.  

 

Betroffenheit: 

Nach Schätzungen des Bundesverbandes des Schornsteinfegerhandwerks beträgt der Anteil der Schornsteine im 
Gebäudebestand, an denen Holzfeuerstätten angeschlossen sind oder werden können und welche die 
vorgeschlagenen Anforderungen (firstnah angeordnet und 40 cm über First) nicht erfüllen, ca. 25 - 30%, also ca. 
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2,75 – 3,3 Millionen, bezogen auf den Anlagenbestand (darunter ca. 1,3 Millionen sehr alte Feuerstätten, 
installiert bis 1984 oder nicht feststellbar) sowie nicht von der Austauschpflicht betroffene Feuerstätten (z.B. 
Herde und offene Kamine). Weitere rund 2,5 Millionen Anlagen im Bestand erfüllen nur die Anforderungen der 
1. Stufe der 1. BImSchV. Damit wären weitere 950.000 – 1,14 Millionen Anlagen (25 – 30%) bei einer 
Modernisierung von den geänderten Ableitbedingungen betroffen. 

Die vorgeschlagene Änderung betrifft außerdem etwa 13 - 15 Millionen öl- und gasbetriebene Zentralheizungen 
mit Schornsteinanschluss. Bei diesen Anlagen wäre ein Umstieg auf eine Pellet- oder Scheitholzheizung durch 
die geänderten Vorgaben in Zukunft ebenfalls potentiell mit einem erheblichen Mehraufwand verbunden und 
teilweise unmöglich. 

 

Kosten für die Verbraucher 

Laut Referentenentwurf verursachen die vorgeschlagenen Anforderungen an die Ableitbedingungen keinen 
zusätzlichen Erfüllungsaufwand und keine Kosten für die Verbraucher. Angesichts der oben ausgeführten 
notwendigen Baumaßnahmen bzw. baurechtlichen Änderungen sowie der erforderlichen Genehmigungen, 
Berechnungen und Durchführung ist jedoch von einem durchaus erheblichen finanziellen und organisatorischen 
Mehraufwand auszugehen, der durch entsprechende Berechnungen und Praxisbeispiele begründet werden sollte.  

 

Neuanlagen und Stand der Technik: 

Nach Auskunft beteiligter Kreise gab es bei der Erarbeitung der VDI 3781 Blatt 4 durch die VDI-Kommission 
für Reinhaltung der Luft (KRdL) Einsprüche aus verschiedenen Seiten (u.a. auch der Industrie), die 
unberücksichtigt blieben. 

 

III. Handlungsempfehlungen 
 

Die geplanten Anforderungen des Referentenentwurfs bieten in der derzeitigen Ausgestaltung die Gefahr, dass 
durch die erheblichen Mehraufwände und Mehrkosten und ggf. eine technische Unmöglichkeit keine signifikante 
Emissionsreduktion stattfindet. 

Im Gebäudebestand würde aus einer weiteren Verschärfung der Ableitbedingungen eine Zurückhaltung bei der 
Modernisierung des Anlagenbestandes resultieren, mit negativen Auswirkungen auf die Emissionsbilanz. Alte, 
emissionsträchtige Feuerstätten würden länger betrieben, um den erhöhten Austauschaufwand zu vermeiden. 
Allerdings wäre im Gebäudebestand der Austausch älterer gegen neue, emissionsarme Feuerungsanlagen zu 
unterstützen und wird durch die Förderprogramme der Bundesregierung flankiert.  

Daher sollte der Geräteaustausch bei Feuerungsanlagen (durch moderne, effiziente und emissionsarme 
Feuerstätten) nicht als wesentliche Änderung eingestuft werden, sondern die vorgeschlagenen 
Ableitbedingungen sich ausschließlich auf neu zu errichtende Neuanlagen beziehen. 

Zwar führen diese neuen Anforderungen auch bei der Neuerrichtung zu einem erheblichen Mehraufwand. Diese 
Rahmenbedingungen lassen sich in der Gesamtkonzeption einer Neuerrichtung jedoch planbarer gestalten. 
Dennoch besteht die erhebliche Gefahr, dass der Umstieg auf erneuerbare Energien deutlich erschwert wird und 
andere Brennstoffe weiterhin präferiert werden. Daher sollte mit dem Gesetzentwurf das Ziel eines Ausbaus und 
Wechsel auf effiziente Feuerungsanlagen mit erneuerbaren Energieträgern vorangetrieben werden.  
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Kontakt 

Deutsche Säge – und Holzindustrie Bundesverband e. V. 

 

Dorotheenstraße 54, 10117 Berlin 

Tel.:  

info@saegeindustrie.de 

Über den Deutschen Säge- und Holzindustrie Bundesverband e. V. 

Der Deutsche Säge- und Holzindustrie ‒ Bundesverband e. V. (DeSH) vertritt die Interessen der deutschen Säge- 
und Holzindustrie auf nationaler, europäischer und internationaler Ebene. Dabei steht der Verband seinen 
Mitgliedern, darunter mehr als 400 Unternehmen aus ganz Deutschland, in wirtschafts- und branchenpolitischen 
Angelegenheiten zur Seite und unterstützt die kontinuierliche Verbesserung der wirtschaftlichen und politischen 
Rahmenbedingungen für die Verwendung des Rohstoffes Holz. Der Verband tritt in Dialog mit Vertretern aus 
Medien, Wirtschaft, Politik und Forschung. Bei der Umsetzung ihrer Ziele steht der Deutsche Säge- und 
Holzindustrie für eine umweltverträgliche und wertschöpfende Nutzung des Werkstoffs und Bioenergieträgers 
Holz. 
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